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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des von den Abgeordneten Dr. George, Straßmeir, 

Lemmrich, Jagoda, Keller, Hinsken, Günther, Pfeffermann, Bühler (Bruchsal), Milz, 
Hanz (Dahlen) und der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Hoffie, 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Kohn, Cronenberg (Arnsberg), Frau Dr. Segall, Eimer 
(Fürth) und der Fraktion der FDP eingebrachten 

Entwurfs eines Gesetzes zur Erweiterung der unentgeitiichen Beförderung 
Schwerbehinderter im öffentlichen Personenverkehr 
— Drucksachen 1 0/321 8, 1 0/3495 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 Nr. 1 ist Buchstabe b wie folgt zu fassen: 

,b) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

„Das Recht zur unentgeltlichen Beförderung nach Satz 1 
besteht nicht, solange der Ausweis einen gültigen Vermerk 
über die Inanspruchnahme von Kraftfahrzeugsteuerbefreiung 
trägt. Die Bundesregierung wird ermächtigt, in der Rechtsver- 
ordnung aufgrund des § 3 Abs. 5 Satz 5 nähere Vorschriften 
über die Eintragung des Vermerks zu erlassen."' 

Bonn, den 19. Juni 1985 

Dr. Vogel und Fraktion 


Begründung 

Die durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984 ab 1. April 1984 einge- 
führte systemfremde Eigenbeteüigung an den Kosten der unent- 
geitiichen Beförderung führt zu unvertretbaren Härten bei der 
Mehrzahl der Betroffenen und ist zu beseitigen. 

Der nach geltendem Recht bestehende Ausschluß gleichzeitiger 
Inanspruchnahme von imentgeltiicher Beförderung und Kraft- 
fahrzeugsteuerbefreiung wird beibehalten. Die Verordnungser- 
mächtigung zum Erlaß näherer Vorschriften über die Gestaltung 
des Befreiungsvermerks ermöghcht eine wirkhchkeitsnähere 
Erfassung der Fälle der tatsächhchen Inanspruchnahme der Nach- 
teilsausgleiche. 
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